
Rechtsprechung

Strafrecht

§§ 165,161 a StGB.
Das Tatbestandsmerkmal „Mißbrauch von Befugnissen“
i. S. der §§ 165, 161 a StGB setzt nicht voraus, daß eine 
getroffene Entscheidung, Verfügung oder Maßnahme 
gesetzlich unzulässig ist. Auch durch gesetzlich zwar 
zulässige, jedoch den Prinzipien der Wirtschaftlichkeit 
bzw. den Vermögensinteressen des sozialistischen Eigen­
tums entgegenstehende Entscheidungen, Verfügungen 
oder Maßnahmen kann — sofern die übrigen objektiven 
und subjektiven Tatbestandsvoraussetzungen gegeben 
sind — der Tatbestand des Vertrauensmißbrauchs oder 
der Untreue verwirklicht werden.
OG, Urteil vom 15. Mai 1975 - 2b Zst 13/75.

Der Angeklagte war vom 1. Januar 1959 bis April 1972 
geschäftsfüihrender Gesellschafter des mit staatlicher 
Beteiligung arbeitenden Betonwerkes Sch. Mit der 
Überleitung dieses Betriebes in Volkseigentum wurde er 
am 24. April 1972 als Betriebsdirektor des nunmehrigen 
VEB (K) Betonwerk C. berufen.
Anfang 1970 veranlaßte der Angeklagte den Umbau 
einer in seinem persönlichen Eigentum stehenden 
Scheune als Garage auf Kosten des derzeit mit staatli­
cher Beteiligung arbeitenden Betriebes. Grundlage hier­
für war ein am 8. Januar 1970 von ihm als geschäfts­
führender Gesellschafter der Firma Sch. mit sich selbst 
als Eigentümer der Scheune abgeschlossener Mietvertrag 
mit einer Laufzeit von sechs Jahren. Darin war das 
Betonwerk Sch. verpflichtet worden, die Scheune auf 
Betriebskosten auszubauen und für die Nutzung als 
Garage an den Angeklagten als Eigentümer eine jähr­
liche Miete in Höhe von 600 M ab 1. Januar 1970 zu zah­
len. Der von diesem Mietvertrag informierte zuständige 
Mitarbeiter des staatlichen Gesellschafters hatte dem 
zwar zugestimmt, jedoch ohne daß er sich über einen 
Kostenanschlag vergewisserte und ohne daß die erfor­
derliche Baugenehmigung vorlag.
Im Mietvertrag war zum Umfang des Aushaus verein­
bart, ein Garagentor eimzubauen sowie eine feuerhem­
mende Decke von etwa 80 bis 100 m2 anzubringen. Tat­
sächlich wurden jedoch darüber hinaus zwei weitere 
Garagentore, Stahlträger und Eisenschienen eingebaut, 
der Fußboden und die Garageneinfahrten betoniert so­
wie Stahlbetonstützen über den Toren angebracht. Die 
Gesamtautfwendungen des Betriebes betrugen minde­
stens 9 820,14 M.
Auf Grund dieses Sachverhalts hat das Kreisgericht den 
Angeklagten wegen Vergehens des Vertrauensmiß­
brauchs nach § 165 Abs. 1 StGB verurteilt.
Diese Entscheidung hat das Bezirksgericht auf die Beru­
fung des Angeklagten im Schuld- und Strafausspruch 
abgeändert und den Angeklagten freigesprochen.
Der Präsident des Obersten Gerichts hat zuungunsten 
des Angeklagten die Kassation der Entscheidung des Be­
zirksgerichts wegen fehlerhafter rechtlicher Beurtei­
lung des Verhaltens des Angeklagten beantragt.
Dieser vom Vertreter des Generalstaatsanwalts der DDR 
in der Kassationsverhandlung unterstützte Antrag hatte 
Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Der Auffassung des Bezirksgerichts, daß es sich bei 
dem vertraglich vereinbarten Ausbau der Scheune zu 
Lasten des Betriebes nicht um eine gesetzwidrige Maß­
nahme handele und deshalb die subjektive Seite des 
Tatbestands nicht erfüllt sei, kann nicht zugestimmt 
werden. Insoweit ist grundsätzlich darauf hinzuweisen, 
daß das Merkmal des Mißbrauchs einer Verfügungs-' 
oder Entscheidungsbefugnis auch dann verwirklicht ist,

wenn Entscheidungen, die zwar gesetzlich zulässig 
waren (hier: der an sich zulässige Abschluß eines Miet­
vertrags und die Fremdanlagenerweiterung), entgegen 
den Prinzipien der Wirtschaftlichkeit zur persönlichen 
Bevorteilung für sich oder andere ausgenutzt werden.
Als derzeit geschäftsführender Gesellschafter der Kom­
manditgesellschaft und später als Betriebsleiter des seit 
Anfang des Jahres 1972 volkseigenen Betriebes hatte 
der Angeklagte die vom Tatbestand des § 165 StGB 
geforderte Vertrauensstellung mit entsprechenden Ver­
fügungs- und Entscheidungsbefugnissen inne. Die Ver­
trauensstellung umfaßte seine Verpflichtung, finanzielle 
Fonds des Betriebes zur Erreichung maximaler Ergeb­
nisse einzusetzen, sie dazu so rationell wie möglich zu 
verwenden und ihre Verschwendung zu verhindern. Die 
Rechtspflicht des Angeklagten beim Abschluß von Miet­
verträgen in Verbindung mit gesetzlich zulässigen 
Fremdanlagenerweiterungen durch Aus- und Erweite­
rungsbauten an gemieteten Privatgebäuden bestand 
darin, finanzielle Mittel, Baumaterial und Baukapazität 
nur dann einzusetzen, wenn dadurch für den Betrieb 
ein wirtschaftlicher Nutzen entsteht. Das setzte die 
Prüfung voraus, in welchem Verhältnis die eingesetzten 
Mittel zum erwarteten Nutzen stehen. Dementsprechend 
war der Angeklagte bei der Beschaffung von Unter­
stellmöglichkeiten für betriebseigene Fahrzeuge ver­
pflichtet, gründlich zu prüfen, welche Möglichkeiten 
für eine Dauerlösung auf dem Betriebsgelände bestehen, 
und .bei nicht zu vermeidender Fremdanlage in sein 
Privatgrundstück den Vertrag so zu gestalten, daß im 
Verhältnis zu den zu investierenden Mitteln eine auch 
finanziell vertretbare Dauemutzung gesichert wird. 
Unter diesen Bedingungen enthielt der vom Angeklag­
ten geschlossene Mietvertrag von Anfang an nicht die 
erforderlichen Sicherungen für eine effektive Nutzung 
der eingesetzten betrieblichen Mittel.
Die Unredlichkeit des Angeklagten begann bereits da­
mit, daß er sein bis Ende des Jahres 1969 als Scheune 
und Stall an eine LPG vermietetes Gebäude schon ab 
1. Januar 1970 zur Nutzung als Garage zu einem jähr­
lichen Mietpreis von 600 M, das sind 6 M pro m2, für den 
Betrieb mietete und, obwohl es sich 'hierbei um einen 
Höchstpreis handelte, in diesem Mietvertrag zugleich 
festlegte, daß der Betrieb die Kosten für den erforder­
lichen Ausbau sowie die laufenden Instandsetzungs­
arbeiten übernimmt. Zum Zeitpunkt dieses Vertrags­
abschlusses am 8. Januar 1970 lag weder eine Bau­
genehmigung noch ein Kostenanschlag für den Umfang 
der notwendigen Ausbauarbeiten vor. Daraus folgt, daß 
der Angeklagte zu diesem Zeitpunkt überhaupt keine 
Basis für eine seinen genannten Rechtspflichten ent­
sprechende Nutzensprüfung und damit auch keine den 
Anforderungen auch nur in etwa entsprechende Ent­
scheidungsgrundlage für den Abschluß eines solchen 
ausschließlich den Betrieb materiell belastenden 
Rechtsgeschäfts hatte. Hinzu kommt, daß zu dieser Zeit 
noch nicht atozusehen war, wann der Ausbau durchzu­
führen und abzuschließen war, gleichwohl aber die 
Zahlung der vollen Nutzungsgebühr für Garagen ver­
einbart wurde.
Diese Unredlichkeiten setzte der Angeklagte fort, 
indem er weit über den von ihm festgelegten Rahmen 
der ursprünglich im Mietvertrag vereinbarten Ausbau­
arbeiten, die lediglich den Einbau eines Garagentores 
und einer feuerhemmenden Decke vorsahen, 9 820,14 M 
betriebliche Mittel investierte, ohne den staatlichen 
Gesellschafter davon zu informieren. Unter diesen Be-
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